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„Zeitgeist", nationales Interesse - und Europa?
Dr. Wolfgang Baumann, Köln

A m  A n fan g  stand  d ie  Idee, d ie  von  Enthusiasm us und O pferw illen  getragen  w urde. A m  
Ende steht das Interesse, d a s  aus n a tionalem  u nd w irtschaftlichem  E goism us jedes O pfer  
m eidet. Ist das noch da s erstrebte E uropa? In  vorsich tiger B ew eisführung ze ig t d e r  A u tor  
das V erhältnis zw ischen w irtschaftlicher und po litisch er In tegra tion , zw ischen klein- 
europäischer und großeuropäischer Lösung, zwischen L iberalisierung, U n ifizierung u nd  
in tegra ler V ereinigung. W enn politisch  E uropa das „Europa d er V a terlän der“ gew orden  
ist, so droh t w ohl d ie  w irtschaftliche In tegra tion  zu  einem  E uropa der V erbandsfu nktionäre  
zu  w erden. G roße po litisch-ku lturelle W erke bedürfen  auch im  M ateriellen  g a n z bestim m ter 
V oraussetzungen. N ot und S a tth eit — so  m ein t der A u tor  — sin d  ihnen feindlich . In  
w irtschaftlichen N otständen  zieh en  sich d ie  V ö lker a u f sich selbst zurück. D eshalb ver­
langt jed e  po litische V ereinigung d ie  w ir tsd ia ftlid ie  B erein igung. D er A u tor kom m t zu  
dem  Schluß, d a ß  w ir  in  d e r  A k tion  vielleich t a u f einen  to ten  P unkt gekom m en sind. Es 
feh lt das P ositive , d ie  Idee , d ie  den  W illen  träg t. Und w ir  müssen d iese Lücke füllen. 
„D ie europäische V erein igung d a r f  n^cht das Surrogat e iner Z w eckpolitik  sein !“

Ein Gespenst geht um in Europa — das Gespenst 
des Liberalismus" — so könnte man in Abwand­

lung eines bekannten W ortes v ielleidit heute,sagen. 
Damit aber keine M ißverständnisse aufkommen: Es 
sollen hier nidit etwa bestehende Sdiattenseiten des 
Liberalismus auf gezeigt, sondern es soll untersudit 
werden, weldie Rolle der wirtschaftlidien Integration 
Europas unter bestimm ten Aspekten aufgegeben ist, 
wieviel wir uns von den Bemühungen um sie ver- 
spredien können und in weldiem  V erhältnis sie zur 
politisdien Integration — dem hohen Ziele — steht. 
Und wir werden uns im Verlaufe dieser Ausführun­
gen mit dem W esen des ökonomisdien Liberalismus 
auseinanderzusetzen und uns zu fragen haben, w eldien 
Standort er im Prozeß der europäisdien Integration 
einnimmt.

WIRTSCHAFTLICHE U N D  POLITISCHE INTEGRATION

Es hat einmal eine Zeit des europäisdien Sturms und 
Drangs gegeben: als rechtschaffene M änner Einigungs­
projekte entwarfen, europäische Gesprädisgremien 
und Bewegungen ins Leben riefen, als jugendliche 
Akademiker Schlagbäume verbrannten. Diese Zeit 
liegt hinter uns. Dennoch kann niemand behaupten, 
daß sie keine Früchte getragen habe. Im Gegenteil! 
Es sind eine ganze Reihe von Hebeln angesetzt wor­
den, um die Sdiranken zu beseitigen und den W eg 
zur Einigung freizumachen. Es sind A nstalten getrof­
fen worden, die, wenn sie audi von verschiedenen 
Ansätzen ausgehen, in die gleidie Riditung zielen, 
obwohl nur ein Teil von ihnen als der Integration 
dienend deklariert w orden ist. Es müssen aber durdi­
aus nidit immer diejenigen V eranstaltungen die 
größte „Europawirksamkeit" aufweisen, die ausge- 
sprodien in den Dienst der Integration gestellt wor­
den sind.

Die Vulgärvorstellung ist nun die: Laßt uns eine 
w i r t s c h a f t l i c h e  Integration schaffen; die p o l i ­
t i s c h e  brid it dann aus ihr hervor wie die Blüte 
aus der Knospe. W irtsdiaftlidie und politisdie V er­
einigung werden zueinander wie Ursadie und W ir­
kung oder wie zwei aufeinanderfolgende Glieder 
eines Kausalnexus ins Verhältnis gesetzt.
Das Prädikat „politisch" wird nun im Zusammenhang 
mit den kleineuropäischen wirtschaftlidien Integra­
tionsbemühungen oft und gerne und, wie es sdieint, 
bisweilen leichtsinnig gebraucht; d. h. es w ird ge­
braucht, ohne daß man sidi seines Sinngehalts w irk­
lich bewußt ist. Politisch integrieren heißt nämlich 
nichts anderes, als auf nationale Souveränitätsredite 
teilweise oder ganz zu verzichten. Die V erantw ort­
lichen müssen sid i darüber im klaren sein, daß sie 
sidi dabei eventuell über mandies, was im herkömm- 
lidien, nationalen Bereich, im Bereich der Stände, 
Brandien oder Klassen, vernünftig erscheint, in A n­
sehung des Zieles hinwegsetzen müssen. Sie müssen 
die Opfer verlangen, die für ein so großes W erk nun 
einmal unumgänglich sind, wenn es Aussicht auf 
Erfolg haben soll.

DIE „RATIO" DER KLEINEUROPÄISCHEN INTEGRATION

Niemand kann beurteilen, wie w eit sidi die V erant­
wortlichen diese Notwendigkeiten vor Augen halten. 
Es scheinen da von Nation zu Nation Divergenzen 
zu bestehen. Tatsache ist aber, daß die Initiatoren 
der kleineuropäischen Integrationsformen Staats- und 
nicht W irtsdiaftspolitiker waren. Ihre V erfahrens­
weise hat zwei Vernunftgründe:
1. Die Z e n t r i p e t a l k r a f t ,  die tendenziell das 
Angleichen der nationalen Kulturen und Lebensfor­
men aneinander bewirkt, nimmt vom geographisdien 
Zentrum des europäischen Kontinents nach außen ab.
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Konkret gesagt; Je  m ehr wir von der europäisdien 
M itte dem Rande des Erdteils zustreben, desto mehr 
stoßen wir auf Sonderformen, Sonderentwidilungen, 
Sonderinteressen. Das hat eine w iditige Konsequenz: 
W enn ein Kraftfeld gesdiaffen werden soll, das die 
politisdie Einigung Europas auslösen, für sie den 
Grund legen soll, so tu t man gut, es in den Kern­
ländern des Kontinents zu erriditen. H ier liegen nodi 
die meisten Entsprediungen und Gemeinsamkeiten 
vor, um eine straffere gemeinsame Ordnung ins 
Leben zu rufen.
Oder: Je  w eiter man den Kreis der Integration ziehen 
will, desto mehr wird man auf Grenzen in Gestalt 
der Zunahme unzähliger Besonderheiten stoßen, die 
berüdcsiditigt w erden wollen, desto lodserer also nur 
kann der Ansatz gehalten werden.
W as lag demzufolge näher, als das wirtsdiaftspoli- 
tisd ie Vorhaben, das zur staatspolitisdi'en Integration 
führen sollte, zunädist nur in Zentraleuropa anzu- 
padien? Das ist in der Montanunion, vor allem aber 
der EWG gesdiehen und umfaßt diejenigen sedis 
Länder, die sidi um die Rheinadise gliedern, in denen 
sidi die Bevölkerung am stärksten ballt, die auf den 
bedeutendsten kohtinentaleuropäisdien Kohlenfeldern 
liegen und die den Kern der europäisdien W irtsdiaft 
auf dem Festland bilden.
2. W eldien Grad der Vollendung die europäisdie 
Vereinigung audi immer erreidien soll: Am Anfang 
muß ein irgendwie geartetes w i r t s c h a f t l i c h e s  
A n e i n a n d e r r ü c k e n ,  eine w irtsdiaftlidie Be­
reinigung auf internationaler Basis, stehen. Das hat 
versdiiedene Ursadien:
Einmal nimmt das W irtsdiaftlidie im Denken und 
Fühlen der M ensdien heute den zentralen Platz ein; 
Anschauungen über Ethik und Formen der W irt­
sdiaft sind an die Stelle des W illens zu religiöser 
Expansion, ständisdien Bewußtseins oder des Glau­
bens an die Macht der Vernunft getreten, die in der 
Vergangenheit große Bewegungen ausgelöst, Kulturen 
gesdiaffen und den Verfassungen ihren ursprüng- 
lidien Geist eingegeben haben.
Zum ändern ist die W irtschaft mehr und mehr zum 
Problem geworden. Kriege, Inflationen und Krisen 
haben in ihr das Gewidit des Staates gewaltig an­
w adisen lassen. Die Völker sind sozial äußerst 
empfindlidi geworden.
Schließlidi ist das gemeinsame europäisdie Denken 
nodi so sdiw adi entwidcelt, daß sidi bei ernsten 
W irtsdiaftskrisen die betroffenen Staaten auf ihr 
nationales Hilfsinstrumentarium besinnen und sidi 
mehr oder weniger nadi außen abkapseln. Der Be­
weis dafür liegt im V erhalten Frankreidis unter der 
vierten Republik und in den Maßnahmen der Deut­
sdien Bundesbank vom 2. Juni 1960.

DAS W IRTSCHAFTLICH-POLmSCHE BINDEGLIED

Hier kommt ein bedeutsames Moment ins Spiel: Bin­
deglied zwisdien beiden Kategorien — Staat und 
W irtschaft — ist die Finanz- und Sozialwirtsdiaft,

und es w äre ein Unding, irgendein großes politisdies 
W erk in Angriff nehmen zu,w ollen, ohne die finanz- 
und sozialpolitisdien Fragen gleidizeitig aufs gründ- 
lid iste mitzuregeln. Im EW G-Vertrag w ird die Außen- 
wirtsdiaftspolitik als Handels- und Zollpolitik ver­
standen und ist als soldie gründlidi geregelt worden. 
Daß sie m ehr ist als diese, soll hier dahingestellt 
bleiben. Im V ertrag sind audi einige generelle Be­
stimmungen über die gemeinsame sog. „W ährungs­
politik" enthalten. Riditige Töne sind also durdiaus 
angesdilagen. Dennodi hat sidi, völlig zu Redit, ein 
Gefühl des Unzulänglichen ausgebreitet. Das geht 
deutlich aus der Tatsadie hervor, daß:

a) es des EWA und der französischen Währungsbereinigung 
bedurfte, um dem EWG-Vertrag überhaupt die ersten zar­
ten Lebenslaute entlocken zu können;

b) die Finanzminister der Mitgliedsländer besondere Be- 
ratungsgepflogenhelten zu entwickeln begannen;

c) ein Konjunkturausschuß geschaffen wurde, der der wirt- 
sdiafts- und währungspolitischen Koordinierung in dem 
hier verstandenen Sinne dienen soll. Er atmet aber noch 
zu sehr den Geist des Experiments, als daß er als ein 
Gremium im Sinne des vor fast zwei Jahren vorgeschla­
genen Konjunkturboards auf gefaßt werden könnte;

d) die Außenminister beschlossen haben, die Koordinierung 
zwischen ihren Ländern zu intensivieren. Auch die Ge­
spräche zwischen dem deutschen Kanzler und dem fran­
zösischen Präsidenten zielen in diese Richtung.

Man kann also mit Recht von Bestrebungen auf eine 
größere Verzahnung Europas hin sprechen, gew isser­
maßen von einem „Integrations“-W erk, das praktisch 
bereits je tzt über den EWG-Vertrag hinausgeht. Da­
durch kann der Prozeß über das im V ertrag Gesetzte 
und in seinem Rahmen Mögliche, nämlich die mecha­
nische Anpassung, die bloße Liberalisierung und Uni­
fizierung hinaus w eitergetrieben werden.

LIBERALISMUS U N D  WIRTSCHAFTLICHE FREIHEIT

Es nimmt wunder, welche Rolle W unschgedanken und 
geistige Kurzschlüsse im europäischen Bezüge spielen. 
Aber es ist nun einmal so, daß alle, auch (iie euro­
päischen Völker, w eit mehr aus der V ergangenheit 
und den V orstellungen über sie leben, als es der gute 
Wille, Ballast abzuwerfen, w ahrhaben will. Sehr tief 
wurzelt z. B. das Empfinden, daß der W ohlstand in 
der „guten alten Zeit" vor dem ersten W eltkrieg 
eine Folge der liberalen Formen des W irtschafts­
lebens war. Tatsache ist, daß damals niem and in  den 
zivilisierten Ländern der westlichen W elt auf den 
Gedanken kam, die beiden Grundpfeiler des bürger­
lich-kaufmännischen Lebens, Eigentum und V ertrags­
freiheit, anzurühren, und daß gleichzeitig allgemeine 
Freizügigkeit im Handels-, Geld- und Personenver­
kehr — national und international — bestand.
Nun hat schon A ristoteles davor gewarnt, Tatbestände 
allzu leichtfertig als Ursache und W irkung zuein­
ander in Beziehung zu setzen. Man sagt gerne leicht­
hin: „Weil Freizügigkeit und Eigentumsgarantie be­
standen, ging es den Leuten damals gut", und ver­
gißt dabei die einmalige soziologische Konstellation 
jener Zeiten.
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Besonders die Jahre nach der Überwindung der größ­
ten Rückschläge aus den beiden W eltkriegen waren 
hohe Zeiten der geistigen Kurzschlüsse im Hinblidc 
auf die Verhältnisse in der liberalen Ära des 19. Jah r­
hunderts. Daß sich trotz der Erinnerungen an die 
Weltwirtschaftskrise in vielen Ländern, vor allem 
aber in der Bundesrepublik, die Sehnsucht nach Frei­
zügigkeit in der Wirtschaft besonders tief verwurzelte, 
ist allerdings natürlich: Es war die Reaktion auf die 
Zwangs- und Polizeiwirtschaft der Kriegs- und M an­
geljahre.
Nun sollte eins wohl unbestritten sein: Freiheit des 
Verbrauchs und der unternehmerischen Dispositionen 
müssen in erster Linie gew ährleistet bleiben. Das ist 
zusammen mit der Garantie des Eigentums der Kern 
dessen, was wir von der W irtschaftspolitik fordern, 
denn die größte Zahl der Individuen wird davon 
unmittelbar berührt. Diese A rt der Freiheit ist ein 
Grundbedürfnis des westlichen Menschen in unserer 
Zeit. Erst sie macht uns das W irtschaften der Mühe 
wert. Die Forderung nach ihr ist rein  pragmatisch 
und bedarf nicht der dogmatischen Verankerung. Nur 
sie soll hier gemeint sein, wenn von „wirtschaftlicher 
Freiheit" die Rede ist.

Nun wurde bereits davon, daß die W irtschaft zum 
Problem geworden ist, und von der hohen sozialen 
Empfindlichkeit gesprochen. Angesichts dessen müs­
sen wir uns damit abfinden, daß das Vorfeld der 
eigentlichen Privatwirtschaft, alles, was außerhalb der 
individuellen Entscheidung über Konsum und Inve­
stition und außerhalb des Handels mit den gefragten 
Gütern liegt, sub specie libertatis problematisch, ist, 
beispielsweise die Sphären der Einkommensbildung 
und -Umschichtung, der öffentlichen und privaten 
Finanzen. Das Bemühen, auch da Freizügigkeit zu 
gewähren, sollte obenan stehen. Es muß sich aber mit 
der Einsicht paaren, daß es zu einschränkenden V er­
hältnissen kommen kann. Diese brauchen nicht bei 
jeder Zwangslage einzutreten. Die moderne W irt­
schaft hat sich die private Gruppen- und Standesver­
tretung geschaffen, um das Feld hier — auch inter­
national — zu bereinigen, sich den Überblick, der für 
den einzelnen unmöglich geworden ist, zu schaffen und 
den sonst nötigen Staatseingriff abzudämmen.

Wenn die europäischen V ölker ihre Volkswirtschaf­
ten nach dem Kriege, wenn auch unterschiedlich, so 
doch wesentlich von adm inistrativen Fesseln befreien 
konnten, so lag das an den Umständen des W ieder­
aufbaus, die einen kräftigen Auftrieb verursachten. 
Einen Auftrieb, der so vielen M ensdien ein ■ M ehr­
faches der benötigten Subsistenzmittel in die Hände 
gab, daß die gerechte Verteilung als Problem in den 
Hintergrund treten konnte.
Man möchte wieder sagen: Beachte die Ursachenfolge 
und schließe nicht kurz! Jede Regierung soll die Frei­
heit als höchstes kulturelles Gut pflegen und reali­
sieren, solange Gerechtigkeit und Sicherheitsbedürf­
nis es erlauben. Sie kann das auf wirtschaftlichem 
Gebiet am besten, indem sie das Wachstum fördert.

Dazu sind zunächst allgemeinere, später vereinzeltere 
Eingriffe in der vorindividuellen Sphäre (die, recht 
harmlos, die Gestalt eines bloßen Ansporns in Form 
von Zinsermäßigungen oder finanziellen Zuschüssen 
annehmen können), bisweilen aber auch in der pri­
vaten  Sphäre selbst nötig. Ist der Aufschwung aber 
ausgelöst, können immer mehr Fesseln beseitigt w er­
den. Und dann wird es in einer Gesellschaft, die mit 
der Freiheit umzugehen weiß, allmählich zu einer 
kräftigen W echselwirkung zwischen dieser und den 
Elementen des Aufschwungs — im speziellen Falle 
Europas w aren es die Maßnahmen des W iederauf­
baus — kommen, bis es so weit ist, daß die Freiheit 
zum tragenden Element des W irtschaftens wird. Hier 
und nur hier ist dann der geeignete Augenblick, um 
eine engere Verknüpfung m ehrerer nationaler W irt­
schaften auf freiheitlicher Grundlage zu bew erkstel­
ligen, bevor sie von  der Erstarrung im  ständischen 
und nationalen Egoismus erfaßt werden. In dieser 
Beziehung kann auf den U ntersdiied zwischen inter­
nationaler Liberalisierung und wirtschaftlicher Inte­
gration gar nicht deutlich genug hingewiesen w er­
den; Diese ist viel mehr als jene. Diese beseitigt die 
„M entalreserve" der Menschen vor dem „Fremden". 
Zu ihr gehört die internationale Verflechtung von 
Vermögen, und Unternehmungen, eine W anderung 
von Kapital und Arbeit, die als wirkliches Bedürfnis 
empfunden wird. Ob sie aus wohldurchdachten V er­
trägen entspringen kann, muß der Diskussion über­
lassen bleiben. Immerhin: Man sollte sich unaus­
gesetzt bemühen, A nsätze zu finden,

GEFAHREN FÜR DEN WILLEN ZUR GEMEINSCHAFT

Wesentlich ist nun: Die W ünsche nach der Integra­
tion Europas fielen in die Zeit des beginnenden W ie­
deraufbaus. Es w aren Wünsche, die stark genug 
waren, um auch Taten zu erzeugen. W as w ar aber 
das Grundmotiv; E in  Europa zu schaffen und dafür 
erst einmal Opfer zu bringen o d e r  aus einigen w irt­
schaftlichen Integrationsvorhaben möglichst viel N ut­
zen für die eigene Nation zu ziehen?

Für ein großes politisches W erk ist es Immer gut, 
wenn von den Massen viel „reine Torheit" ins Spiel 
gebracht wird, die von der Kunst des kühl oder kühn 
denkenden und phantasiebegabten Staatsmanns in die 
rechte Bahn gelenkt wird. W enig Idealismus, viel 
Gleichgültigkeit bei den M assen und eine lediglich 
kaufmännisch kalkulierende Nüchternheit bei den 
Regierenden genügen gewöhnlich nicht. Gerade die 
Zeit des ersten, aber auch noch die des fortgeschrit­
tenen W iederaufbaus hat mandi gute moralische 
Kraft in Europa freigesetzt. Sie hätte  besser genutzt 
w erden sollen; denn eine Regel steht über derlei 
Dingen:

Große politisch-kulturelle W erke, und ein solches ist 
die europäische Vereinigung, bedürfen auch im M ate­
riellen ganz bestimm ter Voraussetzungen. Beide Ex­
treme, die Not und die Sattheit, sind ihnen feindlich. 
In ihrem M orast wird der moralische W ille zur Ge­
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meinschaft erstickt. Noch haben wir in Europa, die 
wir von der äußersten seelischen und materiellen 
Enge und N ot herkommen, den Bereidi des anderen 
Extrems nicht erreicht. Aber wir nähern uns ihm! 
Betonter Nationalismus und Klassenegoismus sind 
seine Symptome, Gleichgültigkeit gegenüber den ge­
meinsamen kulturellen und politischen Belangen seine 
Folgen.

VORAUSSETZUNGEN FÜR DIE POLITISCHE INTEGRIERUNG

Es ist bereits gesagt worden, daß sich bei wirtschaft­
lichen N otständen die Völker auf sich selbst zurück­
ziehen. Daher ist keine politische Vereinigung Euro­
pas ohne vorhergehende wirtschaftliche Bereinigung 
bei gleichzeitigen wirtschaftspolitischen Koordinie­
rungsmaßnahmen möglich! Denn es ist doch so: W enn 
bestimmte soziologische und standortliche Voraus­
setzungen vorliegen, wird ein M ehr an wirtschaft­
lichen Freiheiten zur Voraussetzung w eiteren Auf­
stiegs. In Europa ist das bei lediglich graduellen Un­
terschieden — mit Ausnahme einiger Randgebiete — 
überall der Fall. Deshalb kann und muß die Liberali­
sierung ins internationale Feld übertragen werden, 
wenn der Lebensstandard w eiter erhöht werden soll. 
Das geschieht durch die europäische wirtschaftliche 
Integration. Es bedarf aber für diese Schritte der 
binnenwirtschaftlichen Gesundheit, die eben auch 
ihrerseits von der inneren Freizügigkeit gefördert 
wird. Es entsteht also eine W echselwirkung, die u. U. 
auch die politische Integration fördern, sie aber nie­
mals herbeiführen oder auch nur auslösen kann. Auch 
die verschiedenen bereits erwähnten zusätzlichen 
Koordinierungsmaßnahmen auf institutioneller Grund­
lage w erden kaum imstande sein, die politische Inte­
gration Europas zu bewirken. Sie sind aber unum­
gänglich, um den wirtschaftlichen Zusammenhalt und 
die europäische Liberalisierung abzustützen. Dabei 
muß man sich darüber im klaren sein, daß gerade 
sie so lange Stückwerk und Versuch bleiben, w ie der 
politischen Anpassung größere Intensität fehlt.

Die EWG ist somit nur Teil einer umfassenden Inte­
gration. Sie sieht u, a. eine Anpassung in der Steuer-, 
W ährungs- und W ettbewerbspolitik vor und weist 
somit nach vorn. Durch sie w ird aber auch ein 
Schlußstein auf den wirtschaftlichen W iederaufbau 
Europas gesetzt. Warum?

Es ist bereits davon gesprodien worden, daß die 
Völker sehr aus den Idealvorstellungen über die V er­
gangenheit leben. Diese Vorstellungen enthalten 
durchaus Realitätsgehalt, Sie sind für die Erkenntnis 
soziologischer, wirtschaftlicher und politischer V or­
gänge sehr wichtige „Residuen" — überkommenes, 
Überbleibsel, die keineswegs einfadi abgetan werden 
können, sondern als Elemente künftiger Entwicklun­
gen genauso bedeutend sind wie neu entstandene 
Realitäten. Beide zusammen bestimmen — wenn man 
so will, als „Zeitgeist" — Strömungen, mit denen der 
Politiker rechnen muß und die durchaus Positives 
zeitigen können.

Welche Rolle nun „Erinnerungen" an die V erhält­
nisse vor den Kriegen spielen, w urde bereits ange­
deutet, Immerhin hat sich der Wunsch, m it steigen­
dem W ohlstand auch die früheren Wirtschaftsformen 
und -bräuche w ieder zum Leben zu erwecken, durch­
gesetzt, Im nationalen Bereich ist da von den euro­
päischen V ölkern schon manches getan worden. Und 
die Integrationsprojekte sind wohl ein Ansatz zu 
Neuem; sie spiegeln aber auch sehr das Bestreben 
wider. Gewesenes neu zu beleben. Insofern sind sie 
jedoch, w ie gesagt, Schlußsteine im europäischen 
W iederaufbau.

Fassen w ir das bisher Erkannte zusammen:
1. Um die europäischen Völker politisch zu vereinigen, müs­

sen die nationalwirtschaftlidien Verhältnisse bereinigt sein.
2. Die nationalwirtschaftlichen Verhältnisse können nur unter 

freiheitlichen Formen bereinigt werden — einmal, w eil die 
Völker es so wollen, zum anderen, weil es unter den be­
stehenden Verhältnissen am vorteilhaftesten ist.

3. Wie es bei fortschreitendem Wiederaufbau gut war, die 
Binnenwirtschaft zu befreien, ist es von einem bestimmten 
Reifegrad an auch von Vorteil, die internationalen Wirt­
schaftsbeziehungen zu liberalisieren. Darauf ist der EWG- 
Vertrag im wesentlichen gerichtet.

4. Integration ist mehr, wenn nicht gar substantiell anderes, 
als Liberalisierung, Der Gemeinsame Markt trägt daher 
eine Art Januskopf, Der gemeinsame Außenzoll schafft 
nur eine punktuelle Uniformität. Er konstituiert keine 
lebendige Grenze, innerhalb deren staatliche und gesell­
schaftliche Einheiten zusammenwachsen. Er hat nicht die 
in diesem Sinne schöpferischen Folgen einer Abgrenzung, 
sei es in Gestalt einer Staatsgrenze oder eines Erziehungs­
zolls.

Liberalisierung, wirtschaftliche Integration und Berei­
nigung sind also voneinander streng zu unterschei­
den, wobei K larheit darüber bestehen muß, daß nur 
wirtschaftliche Integration und Bereinigung der politi­
schen Integration wirklich förderlich sind.

D AS GEISTIGE WIDERSPIEL: DIE M O N TA N U N IO N

Daß die Liberalisierungsmaßnahmen der EWG so breit 
angelegt sind, entspricht dem „Zeitgeist", ist durch­
aus ein glückliches Zeichen des Optimismus aus 
wachsendem W ohlstand. Es gab aber auch eine Zeit, 
da glaubte man, viel behutsam er Vorgehen zu müs­
sen. Man w ar überzeugt, daß es auf Grund der w irt­
schaftlichen M angellage unmöglich sei, die V olks­
wirtschaften insgesam t der internationalen Konkur­
renz auszusetzen, und schuf daher ein Gebilde, das, 
im Positiven und N egativen, taktisch-politisch kom- 
plexhafter und interessanter ist, als man ihm auf den 
ersten Blick ansehen kann: die Montanunion.
Der Kerngedanke der M ontanunion ist: Die Schlüssel­
positionen aller Industrieproduktion, damals noch 
unbestritten Kohle und Stahl, w erden gleichen Bedin­
gungen unterw orfen und allen V ertragsländern unein­
geschränkt zugänglich gemacht. Die zentrale Stellung 
dieser Industriezweige sollte dadurch eine allgemeine 
Rationalisierung ermöglichen, darüber hinaus aber 
andere Industrie- und W irtsdiaftszweige in ihren Sog 
ziehen, in erster Linie die Landwirtschaft in  Form 
des sogenannten „pool vert".
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Bei der Montanunion ist gerne von einem „Gemein­
samen M arkt“ für Kohle und Stahl gesprodien wor­
den. Sie ist aber w irtsdiaftspsydiologisdi ganz anderen 
Ursprungs als der Gemeinsame M arkt der EWG. 
Wenn wir von den äußerlidien, vertraglid i norm ier­
ten Ersdieinungsformen die Sdiiditen nadi und nadi 
abheben, stoßen wir auf interessante Hintergründe. 
Mit beiden, der Montanunion und der EWG, sollte 
der europäisdien, Vereinigung gedient werden. Der 
erste Blidc hinter die Kulissen zeigt uns aber, daß 
die Montanunion einer Situation, die EWG dagegen 
einer Idee entspringt. Beide sind gedanklidi Kinder 
des eingangs genannten europäisdien Sturms und 
Drangs. Als aber die M ontanunion konzipiert wurde, 
galt es nodi, Engpässe zu beseitigen.

Die Ratio der Montanunion w ar also die Mangellage. 
Die Ratio der EWG besteht demgegenüber in Frei­
zügigkeit und W ettbewerb als bewegenden Geistern 
einer Harmonie höherer Ordnung. Größe von W illen 
und Gedanken und Tüdie des Interesses liegen vor- 
nehmlidi bei der M ontanunion eng beieinander. 
Gleidier Zugang bei gleidien Bedingungen zu Kohle 
und Stahl für alle — ein schöner Gedanke! Daß die 
Produktion beider Grundstoffe ihren Schwerpunkt in 
Deutsdiland hat, setzt dem Bild aber eiii eigenes 
Licht auf. Andererseits verdankt die Bundesrepublik 
der Montanunion die Befreiung von den alliierten 
Auflagen für die Stahlindustrie. Diese W idersprüche 
sind letztlich von der Dynamik der Entwicklung auf­
gehoben worden: W ohlstand, ja  Überfluß m aditen 
die Reglementierung gegenstandslos; die Substi­
tutionskonkurrenz von Erdöl und Kunststoff, die 
wirtsdiaftlidie Gesundung Frankreichs, die Ölfunde 
in der Sahara stellen das nationale Interesse vor eine 
Lage mit ganz anderen Vorzeichen.

In Summa: Die M ontanunion hat es gegenüber der 
mächtig aufkommenden W irklichkeit n id it leicht; die 
EWG — in ihrer Erscheinungsform als Endstufe der 
Reliberalisierung — muß sich dagegen in der euro­
päisdien Integration noch bewähren.

Die Montanunion sollte einen Sog auslösen, und man 
glaubt, daß ihr das nidit gelungen sei. Diese Mei­
nung ist voreilig. Schauen w ir uns die Diskussion 
über die europäisdie Agrarpolitik an. W enn sich hier 
bestimmte A nsiditen durdisetzen, ergibt sidi etwas 
Verblüffendes: So wie die EWG auf der einen Seite 
ein Sdilußstein des europäisdien W iederaufbaus ist, 
so können die Vereinbarungen über die europäisdie 
Landwirtsdiaft zu etwas ähnlidiem führen w ie' zu 
einem „pool v e rt“ — dem leiblidien Bruder und der 
letzten Ausmündung der Montanunion. Und es bleibt 
nur nodi die Frage, ob der „Zeitgeist", der überall 
Freizügigkeit verwirklicht sehen will, die Entwick­
lung in derselben A rt und W eise über diese hiriweg- 
gehen lassen wird, wie die Dynamik des W iederauf­
baus die Mangelpsychose der M ontanunion selbst 
untergepflügt hat.

DIE REALITÄT DES NATIONALEN INTERESSES

„Europa als W ille und V orstellung“ — so lassen sidi 
die bisher erfolgten Bemühungen vielleicht diarak- 
terisieren. Die Vernunft verlangt nach Freiheit und 
Integration — und m ödite beides in vornehm lidi ' 
handelspolitischen Maßnahmen mit unm ittelbar poli­
tischer W irkung verknüpfen. H ier ist jedodi Vorsicht 
zu empfehlen, zu viel zu erwarten: Liberalisierung 
und Integration enthalten entgegengesetzte Elemente, 
die man n id it übersehen sollte. Betrachten w ir die 
M otive für diese Bestrebungen wie audi die für die 
gemeinsame Lenkung einzelner Sektoren, wie es in 
der M ontanunion gesdiieht, so kristallisiert sidi ein 
wohl allgemein menschliches, nach dem letzten Kriege 
aber mit besonderer Intensität aufgetretenes Phäno­
men immer deutlicher heraus: Der Wunsch, alles zu 
gleidier Zeit und möglichst schnell verwirklicht zu 
sehen, ohne dafür Opfer bringen zu wollen — eine 
M entalität, die den Erfordernissen der europäischen 
Vereinigung in jeder Hinsicht entgegengesetzt ist.

W em es mit dem e i n e n  Europa ernst ist, der muß 
solche Fehlschlüsse bedauern, weil durdi sie viel 
wertvolle Kraft, h inter der m andi guter W ille steht, 
vergeudet wird. Er muß es aber als geradezu tragisdi 
empfinden, daß hinter dem, was bisher effektiv für 
die „Wirtschaftliche Integration Europas“ getan 
wurde, oft kom pakte nationale Interessen stehen.

Sie zu verfolgen, bringt und brachte für die einzelnen 
beteiligten N ationen viele Vorteile — dem als gemein­
sam hingestellten Ziel aber wird dam it nicht gedient. 
Dabei können wir nodi zufrieden sein, wenn alle 
wenigstens ab und zu ein gemeinsames Interesse 
haben, das nicht von anderen Wünschen überdeckt 
wird. Das w ar z. B. der Fall, als die OEEC als Rah­
men für eine lodsere wirtschaftspolitische Koordi­
nierung der M arshallplanhilfe empfangenden Länder 
geschaffen wurde. Ihre Unterorganisation, die EZU, 
aber audi sie selbst, können den Ruhm einer hohen 
Effizienz für sidi in A nsprudi nehmen — und warum? 
W eil es um den W iederaufbau, die Befreiung von 
nackter Not ging — ein W unsdi, der allen Beteilig­
ten  gemeinsam war.

Europa leidet heute an Illusionen. Schon die bloße 
' Ehrlidikeit w irkt da befreiend: de Gaulle ha t das 

W ort vom „Europa der V aterländer“ gesprodien. Ein 
erlösendes W ort, um so mehr, als es von einem 
Staatsmann gesprochen wurde, dessen Land nie unter 
einer anderen Maxime als der der Erzielung größten 
Nutzens für sich selbst gehandelt hat. Er darf wegen 
der Klarheit, die er damit geschaffen hat, um so mehr 
das Prädikat des „großen Europäers“ für sich in An­
spruch nehmen — w eit mehr als seine Landsleute, 
die, „große Europäer" genannt, „Europa" sagten und 
„Frankreidi" meinten.

Man muß de Gaulle dankbar sein. Er hat weniger 
postuliert als vielmehr nur konstatiert, was ist. Für 
den realistischen Betraditer des europäisdien Theaters 
ist diese Erkenntnis nichts weniger als bestürzend. 
Im Gegenteil: Vielleicht ist die Ernüchterung geeig-
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net, die wahren Möglichkeiten eines Aneinander­
rückens der europäisdien Völker erkennen zu lassen. 
De Gaulle hat für die Europascbwärmerei als der 
große Grenzzieher gewirkt. Die von ihm Enttäusditen 
müssen sich den Vorwurf gefallen lassen, w eder die 
Lehren der Geschidite nodi die w irklidien Gegeben­
heiten in Betradit gezogen zu haben. Sie haben vor 
allem wohl eine zu wenig klare Vorstellung über das 

' Ziel gehabt. Das sollte aber dodi die politisdie Inte­
gration Europas sein, d .h . der V erzidit der Staaten 
auf Souveränitätsredite, d. h. in erster Linie Koordi­
nierung, wenn n id it Vereinheitlichung zumindest der 
Außen-, der Finanz- und der W irtsdiaftspolitik. Das 
hieße sowohl, daß die Franzosen sich das deutsche 
Bestreben nad i W iedervereinigung als audi die 
Deutsdien sich das Algerienproblem zu eigen machen, 
daß die Sdiulden des einen von den anderen mit 
übernommen werden, kurz, daß es zu einer Art 
innereuropäischen „Lastenausgleichs" kommt. N ur so 
ist eine Integration vorstellbar. Und sie w äre aller 
Mühen und Opferbereitschaft wert!

W as sind dagegen die bisher erfolgten gemeinsamen 
Maßnahmen? Sie sind durdiaus n id it gering einzu­
schätzen, sind aber dodi auf andere Effekte gerichtet: 
Befreiung des grenzübersdireitenden W irtschaftsver­
kehrs hebt d ie ■ Produktivität und den W ohlstand; sie 
überdedct sidi w eit mit politisdien Operationen in 
dem hier verstandenen Sinne, hat aber doch einen 
ganz anderen W esenskern. Dreißig Jahre Deutsdien 
Zollvereins konnten den Krieg von 1866 nicht verhin­
dern. Die Vereinigung der deutsdien Staaten wurde 
erst in den folgenden Jahren  durdi einige gewagte 
politisdie Entsdieidungen zustande gebradit.

Und weiter: Man hat postulierend den Begriff der 
„Vereinigten Staaten von Europa“ geprägt — mit 
einem deutlichen Blidc auf das Vorbild der „Ver­
einigten Staaten von Amerika".

W enn nun überhaupt ein V ergleidi hinkt, dann 
dieser. Die USA sind aus 13 von englischem Recht, 
englischen Sitten und puritanisdier M entalität ge­
prägten Provinzen entstanden. Uber sie ergoß sich 
der am algamierende Strom der Einwanderer. Das 
W esen Europas sind Differenzierung, Spaltung und 
W idersprudi in ihrer ganzen Fruchtbarkeit. Die Be­
völkerungsbewegung hat hier seit der V ölkerw an­
derung zu der Herausbildung eigenständiger, in  Redit, 
Sitte und Temperament hödist untersdiiedlidier Völ­
ker geführt. Es ist bereits hohe europäische Staats­
kunst, wenn diese Differenzierungen nicht in Gegner- 
sdiaft ausarten.

Aktuelles Zweckdenken gebietet die Allianz. Damit 
werden wir uns vorerst bescheiden müssen; denn 
nidits anderes hat uns die französisdie Nachkriegs­
politik klargemacht. Für Frankreich ist die EWG die 
erw eiterte Form des Schutzzauns, mit dem es sidi 
seit Colbert immer umgeben hat. M it sidierem  In­
stinkt hat es die EWG und das EWA seit ihrem Be­
stehen genutzt, um einen heilsamen Drück zur in­
neren Disziplin zu erzeugen und auf dieser Grund­

lage neue Kräfte zu entfalten. Das nüditerne roma­
nische Kalkül sdieut die Unw ägbarkeit des weiteren 
Raumes.

DIE FEHLENDE IDEE

Stehen wir auf dem W ege nadi Europa vor einem 
toten Punkt? In der A ktion vielleicht. Für die heil­
same Erkenntnis muß das aber keineswegs gelten.

W ahr ist: Europa hat w ieder aufgebaut, hat mit zu­
nehm ender Liberalisierung Spedc angesetzt und ist — 
infolgedessen? — immer integrationsfauler geworden. 
Sidier haben seine einzelnen Länder audi andere 
Sorgen. Aber die Indizien deuten dodi auf zweierlei:

1. Liberalisierungsmaßnahmen stehen mit ihrem wohl­
standshebenden Effekt von einem bestimmten 
N iveau an im Gegensatz zum politisdi-sdiöpferi- 
schen Vereinigungswillen.

2. Die eigenen Interessen gehen den europäisdien 
Nationen vor das Gemeinsame; sie haben die V er­
einigung bisher nur angestrebt, soweit sie sidi 
einen eigenen, unm ittelbaren V orteil davon ver- 
spredien konnten.

Sie alle sdieuen davor zurüdc, die Nöte ih rer Näch­
sten — der anderen europäisdien V ölker —̂ zu ihren 
eigenen zu madien. Es w äre wohl zu viel verlangt, 
w enn man das heute und sehr schnell erw artete. Aber 
es zeigt sidi audi keinerlei Ansatz. Dabei kommt es 
für eine w irklidie Integration, eine Vereinigung, die 
den Namen verdient, sehr darauf an, das Gemeinsame, 
Große und Kleine, Gute und Böse zu sehen und als 
Eigenes zu übernehmen. Es fehlt das Positive, die 
Idee, wenn man so will, die den W illen trägt. Vage 
Deklamationen genügen nicht. W as versteht die 
M asse schon unter „Abendland"? Und was verstehen 
die darunter, die diesen Begriff so gern zitieren? Sie 
entnehmen ihr Bild gewöhnlich der Vorstellung, die 
sich der Romantiker vom M ittelalter madit.

So wenig wie der Zollverein hat auch die gemeinsame 
Front der Deutschen gegen Napoleon I. die deutsche 
Einigung gebradit. So wenig w ie die w irtsdiaftlidie 
„Integration“ es vermag, so wenig wird audi die 
Russophobie die Vereinigung Europas zustande brin­
gen. Antikomplexe und Furcht sind schlechte Motoren 
für ein soldies W erk. Sie prägen bestenfalls ein  Mili­
tärbündnis. Sie mögen zwar eine gewisse Hilfestellung 
leisten — eine Grundlage schaffen sie nicht. Es ent­
behrt übrigens nidit einer gewissen Komik, w enn man 
sich in Verbindung damit vor Augen hält, daß die 
G esellsdiaftsstruktur und die Lebensform des mittel­
alterlichen Abendlandes durch eine starke Gebunden­
heit — in Zunft und Gilde, in der ländlidien Sied­
lungsgenossenschaft und dem Domkapitel — charak­
terisiert wurden, also eigentlich kollektivistisch 
waren.

Nun — uns geht es heute um etwas anderes; W ir 
müssen Europa wollen und diesem Streben einen In­
halt geben, der nicäit in erster Linie das individuelle 
wirtschaftliciie oder das nationale Nutzbegehren an­
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spricht. Die europäische Vereinigung darf nicht das 
Surrogat einer bestimmten Zwecfcpolitik sein, die w o­
möglich audi nur noch e in em . einzigen Lande dient. 
Sie darf audi kein Sdimuckwort für eine institutionali­
sierte Hegemonie sein.

Andererseits ist vor unbedachter Eile zu warnen; 
Sicherlich sind es n id it die Sdileditesten, die ab und 
zu eine einheitlidie europäisdie W ährung fordern. 
Gerade das ist aber der gröbste Fehlsdiluß; Die ein- 
heitlidie W ährung kann erst ganz am Ende des V er­
einigungsprozesses Stehen; denn die W ährung ist eine 
politisdie Kategorie; sie zeigt w ie ein feines Meß­
instrument jedes politisdie, finanzielle und w irt­
sdiaftliche Ungleichgewicht an. Die massiven Un- 
gleidigewidite, w ie sie je tzt noch zwisdien den euro­
päisdien Ländern bestehen, w ürden eine W ährungs-

vereinheitlidiung nach kurzer Zeit aushöhlen. Sie kön­
nen nur durch Koordination und Souveränitätsverzicht 
gemeinsam angegangen werden.

Wo aber beginnen und wie? Ich glaube, die Verant- 
wortlidien sollten sich n id it zu viel auf Prinzipien 
festlegen. Sie sollten entschlossen sein, dort, wo es 
nötig ist, mit etwas strafferer Hand zuzugreifen. Die 
Gefahr, daß sich der Radikalismus, das Extreme, durdi- 
setzt, ist nach den Lehren aus den letzten 30 Jahren 
hoffentlich n id it groß. Die Geschidite lehrt sogar, daß 
europäisch, sein, geradezu heißt, jeder weltlidien Auto­
rität, sei sie staatlidi oder konfessionell, immer w ie­
der Zügel anlegen zu können, ohne der A nardiie zu 
verfallen. Das gibt uns Hoffnung, daß W ille und V er­
nunft schließlich den geeigneten W eg zum einen 
Europa finden lassen.
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